
inform
INFORM ATIONEN DER SOZIALDEMOKR ATIschen fraktion   im Thüringer L andtag

März 2010
Ausgabe 1/10 
20.Jahrgang 

www.spd-thl.de 
F 14052

Als neue Schulart, die „die Chance eröff-
net, gemeinsam erfolgreicher zu lernen“, 
bezeichnet Thüringens Minister für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur, Chris-
toph Matschie, die Thüringer Gemein-
schaftsschule. Sie umfasst die Klassen-
stufen 1 bis 12. Bis zur Vollendung der 8. 
Klasse stehe die Idee des gemeinsamen 
Lernens im Mittelpunkt. Die SPD hat da-
mit Wort gehalten: Was sie den Thüringer 
Bürgern im Wahlkampf versprochen hat, 
wird nun umgesetzt. 
Ganz konkret: Mit Beginn des Schuljahres 
2010/11 wird in Thüringen das Pilotpro-
jekt „Thüringer Gemeinschaftsschule im 
Aufbau“ gestartet. Ab diesem Zeitpunkt 
entstehen die ersten Gemeinschaftsschu-
len in Thüringen. In den folgenden Jahren 
soll dieses Angebot landesweit schritt-
weise erweitert werden. 
Im März und April 2010 finden in ganz 
Thüringen Veranstaltungen des Ministe-
riums statt, auf denen Schulämter, Schu-
len, Lehrer, Schüler und Eltern über die 
Thüringer Gemeinschaftsschule infor-
miert werden. Das Interesse ist groß. Ab 
Mai können diejenigen Schulen, die Ge-
meinschaftsschulen werden wollen, ihre 
Anträge einreichen. 
Das wichtigste Ziel der Thüringer Ge-
meinschaftsschule besteht nach Chris-
toph Matschies Worten darin, allen Kin-
dern den bestmöglichen Start ins Leben 
zu ermöglichen. „Internationale Schulver-
gleichsstudien zeigen, dass in Deutsch-
land die soziale Herkunft eine zu große 
Rolle für den Schulerfolg spielt. Ein Grund 
dafür ist die frühe Trennung der Kinder 
nach der 4. Klasse. Das lässt meist zu we-
nig Zeit, um alle Potenziale eines Kindes 

zu erkennen und zu entwickeln.“ Mit dem 
Konzept des längeren gemeinsamen Ler-
nens soll  dieser Entwicklung nun entge-
gen gewirkt werden.

in Thüringen Gemeinsam 
erfolgreich lernen
Matschie: Pilotprojekt für Gemeinschaftsschule startet 2010/2011 

Kinder im Blick: Die Thüringer Gemeinschafts-
schule ist ein Projekt, das Kultusminister Chris-
toph Matschie besonders am Herzen liegt.

Liebe Genossinnen und  
Genossen, liebe Freunde,

mehr als 100 Tage ist 
die SPD nun in Regie-
rungsverantwortung. 
Vieles im Koalitions-
vertrag vereinbarte  
haben wir bereits um-
gesetzt oder auf den 
Weg gebracht – immer 
unter Beachtung des derzeit finanziell 
Machbaren. Da ist zum einen das neue 
Kita-Gesetz, eines unserer zentralen poli-
tischen Projekte. Wir haben versprochen, 
dass dessen finanzielle Ausstattung 
nicht zu Lasten der Kommunen gehen 
wird – und das werden wir auch gewähr-
leisten. Zur Überwindung der Wirt-
schafts- und Finanzkrise wird ein Ar-
beitsmarktprogramm auf den Weg ge-
bracht. 2 000 neue Jobs soll es bringen. 
Intensiv bemühen wir uns, die Kürzun-
gen bei der Solarförderung zu verhin-
dern. Die Verwaltungskosten an den 
Hochschulen wurden auf unsere Initia-
tive hin abgeschafft; ein Landespro-
gramm gegen Rechtsextremismus ist in 
Arbeit. Die Stichwahlen auf kommunaler 
Ebene haben wir trotz erheblicher Wider-
stände durchgesetzt. Das Projekt der 
neuen Thüringer Gemeinschaftsschule 
nimmt immer mehr Gestalt an. Für alle 
offensichtlich ist: In vielen Bereichen 
sind wir der Motor der Koalition, die 
Handschrift der SPD und auch der Land-
tagsfraktion ist deutlich sichtbar. Es 
bleibt viel zu tun, um Thüringen weiter 
voranzubringen. Für die weitere Regie-
rungsarbeit brauchen wir eine intensive 
und ständige Kommunikation und Zu-
sammenarbeit mit Euch. Deshalb sage 
ich an dieser Stelle danke für die vielen 
Hinweise und Anregungen der vergan-
genen Wochen. 

Uwe Höhn
Fraktionsvorsitzender

Die Thüringer 
gemeinschaftsschule

n	 ist eine Schulart, die Schülerinnen und 
	S chülern die Möglichkeit einer verlän- 
	 gerten Phase des gemeinsamen Ler- 
	 nens bis Klasse 8 ermöglicht.

n	 stellt ein verlässliches Angebot zur 
	 ganztägigen Bildung und Betreuung  
	 bereit. Sie sichert damit die Vereinbar- 
	 keit von Familie und Beruf, verbunden  
	 mit hoher pädagogischer Qualität.

n	 ist kommunal vernetzt. Das heißt, sie 
	 ist fest eingebunden in das gesell- 
	 schaftliche Leben vor Ort, nutzt beste- 
	 hende Ressourcen und engagiert sich  
	 im kommunalen Umfeld.

Pidde: Haushaltsentwurf  
für 2010 ist richtige Antwort  
auf die Krise
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Baumann: Warnung vor  
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Mit anderen Thüringern setzte der Land-
tagsabgeordnete Peter Metz (Foto rechts) 
in der sächsischen Landeshauptstadt ein 
Zeichen gegen den jüngsten Aufmarsch 
von Neonazis aus ganz Europa. Es ist 
traurige Realität, dass Nazis das alljährli-
che friedliche Gedenken tausender Dres-
dener anlässlich der Bombardierung der 

Stadt vor 65 Jahren immer wieder stören.
Anfang Februar hatte sich der junge Ab-
geordnete in Mecklenburg-Vorpommern 
und Berlin über Projekte gegen Rechts 
informiert und im Anschluss Eckpunkte 
für ein Landesprogramm gegen Rechts-
extremismus in Thüringen vorgestellt. 
„Gegen Neonazis müssen klare Zeichen 
von den Bürgerinnen und Bürgern ge-
setzt werden. Aber auch die Politik muss 
aktiv die Zivilgesellschaft fördern, damit 
der braune Ungeist in unserem Freistaat 
nicht weiter um sich greift“, so der Abge-
ordnete. 
Zentrale Bestandteile des Thüringer Lan-
desprogramms, für das bereits Eck-
punkte vorgelegt wurden, sind die Stär-
kung der Zivilgesellschaft, der mobilen 
Beratung sowie eine gezielte Demokra-
tiepädagogik. Das Programm soll im Ok-
tober dieses Jahres vom SPD-Sozialmi-
nisterium vorgelegt werden. Peter Metz 
beteiligt sich aktiv an der Erarbeitung.

Mit Blick auf die be-
gonnenen Verhand-
lungen zum Haushalt 
lobt Finanzexperte 
Dr. Werner Pidde den 
vom Kabinett vorge-
legten Haushaltsent-
wurf. Pidde vertei-
digt die darin vor- 
gesehene Kreditauf- 
nahme. „In die Krise 
darf man nicht hineinsparen, damit de-
ren Folgen nicht noch verstärkt werden. 
Deshalb ist es richtig, dass die dramati-
schen Steuereinbrüche des Landes und 
die Tarifsteigerungen beim Personal 
nicht bereits im Haushaltsjahr 2010 
durch Kürzungen kompensiert werden 
sollen“, so der Finanzpolitiker.

Die Kritik einzelner Interessenverbände 
und der Opposition am Haushaltsent-
wurf weist Pidde zurück. Das Land gehe 
bis an die verfassungsmäßigen Grenzen 
der Verschuldung. Wer mehr Geld for-
dere, müsse sagen, woher es kommen 

solle. Die von der FDP-Landtagsfraktion 
mehrfach geäußerte Kritik an der hohen 
Neuverschuldung nannte Pidde „dreist“. 
Schließlich habe die FDP auf Bundes-
ebene mit dem so genannten Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz unsinnige 
Steuergeschenke auch zu Lasten des Frei-
staates Thüringen durchgesetzt. „Min-
destens 42 Mio. Euro der geplanten 
neuen Schulden gehen auf dieses Gesetz 
und damit vor allem auf die FDP zurück.“
Pidde verweist darauf, dass mittelfristig 
zusätzliche Sparanstrengungen notwen-
dig seien, um auf Dauer einen weitge-
hend ausgeglichenen Landeshaushalt zu 
erreichen. Dafür müssten in Zukunft alle 
Ausgaben auf den Prüfstand. Auch das 
von der CDU bisher ausgesprochene Tabu 
für eine Kreis- und Gemeindereform, 
verbunden mit einer Funktionalreform 
ist nach seiner Auffassung dauerhaft 
nicht zu halten – auch wenn dies kurz-
fristig vielleicht sogar zu Mehrausgaben 
führe. Auf die langfristig möglichen Ein-
sparungen einer solchen Reform könne 
der Freistaat nicht verzichten.    

Pidde lobt krisengerechten haushalt 2010
Kreis- und Gemeindereform ist unverzichtbar / Kritik an FDP wegen unsinniger Steuergeschenke

Dr. Werner Pidde

Metz bei Protesten gegen 
Nazi-Aufmarsch in Dresden
Landesprogramm gegen Rechts geht in entscheidende Phase

Fakten

zum kommunalen Finanzausgleich:

Die Zahlungen an die Kommunen im Haus-
halt 2010 bleiben gegenüber dem Vorjahr 
nahezu gleich. Zwar gehen die so genann-
ten Schlüsselzuweisungen gegenüber dem 
Jahr 2009 zurück – sie sind auf dem Niveau 
des Jahres 2008. 

Gleichzeitig erhalten die Kommunen aber 
bezüglich vieler anderer Positionen mehr 
Geld zur Kompensation von Mehrleistungen. 

So steigen die Landeszuschüsse für die Kin-
derbetreuung um 45,4 Mio. Euro. Somit 
reicht das Land das Geld für die zusätzlich 
zu schaffenden Erzieherstellen wirklich an 
die Städte und Gemeinden durch. 

Ursprünglich war in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung der alten CDU-geführten Lan-
desregierung eine Reduzierung der Zuwei-
sungen an die Kommunen um etwa 200 
Mio. Euro vorgesehen. 

Es ist ein Verdienst der Sozialdemokraten in 
der Landesregierung, dass diese Kürzungen 
so nicht Realität geworden sind.

D IW-Stu d i e zu A r mut sri s i k e n

Kita-Gesetz ist die 
richtige Antwort

Mit Blick auf eine vom Deutschen Ins-
titut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
veröffentlichte Studie zum Armuts- 
risiko in Deutschland lobt Fraktions-
vorsitzender Uwe Höhn die Koalition: 
„Mit den in Angriff genommenen Ver-
besserungen in den Kitas ist Thürin-
gen auf dem richtigen Weg.“ Schließ-
lich hätten die Wissenschaftler des 
DIW unter anderem den Ausbau der 
Kinderbetreuung als gezielte Maß-
nahme gegen Armut in den Familien 
empfohlen. Höhn hofft, dass der vor-
liegende Entwurf des Kita-Gesetzes 
(Kindertageseinrichtungsgesetz)
schnell vom Landtag beschlossen 
wird. „Mit einer guten Kinderbetreu-
ung leisten wir einen ganz wesentli-
chen Beitrag zur Bekämpfung von Ar-
mut. Damit helfen wir den Kleinsten, 
aber auch den Eltern gezielt.“ Nicht 
zuletzt sei eine gute Bildung der beste 
Weg, das Risiko späterer Armut zu mi-
nimieren. Höhn: „Im Kindergarten le-
gen wir den Grundstein.“
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Mit einer von der SPD-Fraktion bean-
tragten aktuellen Stunde im Thüringer 
Landtag haben die Sozialdemokraten 
auf die drohende Aberkennung des 
Unesco-Titels „Biosphärenreservat“ für 
die Rhön reagiert. „Es muss gelingen, 
die dafür nötigen Kernzonen von insge-
samt 3 Prozent der Gesamtfläche bis 
2013 in allen beteiligten Ländern auszu-
weisen“, so SPD-Tourismusexperte Rolf 
Baumann. Bisher seien lediglich 2,27 
Prozent der Gesamtfläche der Rhön als 
Kernzone ausgewiesen. Allein in Thü-
ringen fehlen laut Baumann 700 Hek-

tar Kernzone, damit der Freistaat die 
Anforderungen der Unesco erfülle.  
Baumann erwartet jetzt von der Lan-
desregierung, dass sie die nötige Koor-
dinierung mit Hessen und Bayern ziel-
strebig angeht. Zuerst müsse geklärt 
werden, inwieweit die Landesregie-
rung bereits aktiv geworden ist. Bau-
mann verweist darauf, dass der Touris-
mus ein Schwerpunkt-Thema im Koali-
tionsvertrag sei und man mittels der 
Rhön beispielhaft zeigen könne, wie 
sich Ökologie und Tourismus sinnvoll 
ergänzen könnten.

Mit scharfer Kritik hat Frank Weber, der 
energiepolitische Sprecher der SPD-Frak-
tion, auf die Einigung der Koalitionspart-
ner im Bund in Bezug auf die Solarförde-
rung reagiert. „Bundesumweltminister 
Röttgen ist für innovative Märkte und er-
neuerbare Energien blind“, sagt Weber. 
Röttgen gebe sich als Saubermann aus, 
was die Atomkraft angehe, obwohl seine 
Vorstellungen weit hinter dem zwischen 
den Energiekonzernen und der rot/grünen 
Bundesregierung vereinbarten Atomkon-
sens zurückblieben. Demnach solle der 
letzte Reaktor im Jahr 2022 vom Netz ge-
hen. 
Röttgen hingegen halte es für innovativ, 
von 2030 zu reden und so zu tun, als sei er 
ein Kämpfer für den Atomausstieg. 
Bei Zukunftsmärkten wie dem Solarstrom 
solle jedoch bei der Förderung weiterhin 
gekürzt werden. Weber: „Es macht kaum 
einen Unterschied, ob dies ab dem 1. April 
oder ab dem 1. Juli passiert. Wir brauchen 
verlässliche Förderbedingungen für die 
Solarindustrie.“ Während die Bundesregie-
rung der Atomlobby das Wort rede, lasse 
sie die alternativen Energien und damit 

ganze Wirtschaftszweige in Ostdeutsch-
land verhungern. „Erneuerbare Energien 
sind der Wirtschaftsmotor Deutschlands, 
in diesem Bereich gibt es bereits jetzt 10 
Mal so viele Arbeitsplätze wie in der  
Atomindustrie“, so der Abgeordnete. 
Der umwelt- und energiepolitische Spre-
cher der SPD-Fraktion geht allerdings da-
von aus, dass die erzielte Einigung an den 
Stimmen der ostdeutschen Bundestagsab-
geordneten aller Parteien scheitern wird.

„für innovative Energien blind“
Energiepolitiker Weber lehnt Solarkürzungspläne der Bundesregierung ab

Rhön droht image-verlust
Baumann warnt vor Aberkennung des Biosphärenreservat-Titels

Sch ut z d e r We rr a

SPD-Fraktion für 
breiten Konsens

Der weitere Umgang mit dem Thema 
Werraversalzung war einziger Tages-
ordnungspunkt auf einer Sondersit-
zung des Umweltausschusses. Vor der 
Sitzung hatten Naturschutzpolitike-
rin  Eleonore Mühlbauer (SPD) und ihr 
Kollege Primas (CDU) formuliert: „Wir 
wollen einen möglichst breiten Kon-
sens aller Parteien im Landtag. Die 
Debatte hat gezeigt, dass die Positio-
nen gar nicht weit auseinander lie-
gen.“ Deshalb sei ein deutliches Signal 
in Richtung des Konzerns K+S, der po-
litischen Akteure und der Umweltver-
bände nötig. Erster Schritt in diese 
Richtung war die Vorlage eines in der 
Sitzung des Umweltausschusses erar-
beiteten gemeinsamen Papiers zum 
weiteren Umgang mit der Problema-
tik. „Wir können gegenwärtig nicht 
erkennen, dass es eine überzeugende 
Alternative zur nachhaltigen Ablei-
tung des verbleibenden Salzabwas-
sers gibt. Die Nordsee-Pipeline bleibt 
aus Sicht von CDU und SPD die einzige 
Alternative“, so die Politiker.  

G e se t z fü r Ku ltu rf ö r d e ru n g :

Kultur dauerhaft 
verankern
Den Vorschlag der Kulturinitiative 
Thüringen, die Kulturförderung des 
Landes in einem Gesetz zu verankern, 
hat Kulturpolitiker Hans-Jürgen Dö-
ring als „wichtigen Anstoß“ bezeich-
net. Ziel müsse es sein, Thüringens 
Kulturetat langfristig zu verstetigen. 
Eine gute Möglichkeit dazu biete ein 
eigenes Kulturförderungsgesetz. „Mit 
einer derartigen Novelle bekennt sich 
das Land eindeutig zu seiner Verant-
wortung für die Thüringer Kultur und 
entkoppelt die eigene Kulturförde-
rung vom Auf und Ab des Landes-
haushalts“, sagt Döring.

Die SPD-Landtagsfraktion werde im 
Dialog mit der Kulturinitiative über 
die konkrete Ausgestaltung der vorge-
schlagenen Novelle treten. Eines steht 
dabei für Hans-Jürgen Döring schon 
jetzt fest: „Ein Kulturförderungsgesetz 
muss den besonderen Finanzierungs-
bedarf bei Bibliotheken, Musik- und 
Jugendkunstschulen sowie bei über-
regional bedeutsamen Kinder- und Ju-
gendtheatern berücksichtigen.“ 

Frank Weber (links) bei einer Protestaktion in 
Jena bei dem Unternehmen Schott Solar.
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Insgesamt mehr als 4000 Euro kann 
SPD-Landtagsabgeordneter Matthias 
Hey auf ein Spendenkonto der Organi-
sation PLAN International für die Erd-
bebenopfer in Haiti überweisen. 
Angesichts  der Katastrophe entschloss 
sich der Landtagsabgeordnete spontan, 
die Gothaer zum Helfen aufzurufen. Er 
selbst organisierte ein Benefizkonzert 
in einem Gothaer Lokal für die Erdbe-

benopfer. 1630 Euro kamen allein an 
Eintrittsgeldern zusammen. Eine be-
kannte Brauerei übergab rund 600 
Euro, die sie für die Getränke einge-
nommen hatte. Auch die Kinder des 
Städtchens sammelten mit für Haiti. 
Bei einem Kuchenbasar in einer Kita in 
Gotha/Sundhausen kamen über 400 
Euro zusammen (Bild mit Matthias 
Hey). 

Koalition informiert 
über Vessertal: Mehr 
Transparenz nötig
Mit einer Informationsveranstaltung 
wollen die Facharbeitskreise Landwirt-
schaft, Forsten, Umwelt und Natur-
schutz von CDU und SPD für mehr Trans-
parenz in der Debatte über die Entwick-
lung des Biosphärenreservates Vessertal 
sorgen. Die Sprecher von SPD und CDU, 
Eleonore Mühlbauer und Egon Primas, 
sind überzeugt, dass der im Koalitions-
vertrag verankerte Gedanke zur Weiter-
entwicklung des Biosphärenreservates 
Vessertal im Diskussionsprozess insbe-
sondere mit der Region, aber auch mit 
der Wissenschaft, Wirtschaft und dem 
Tourismus im guten Miteinander mit Le-
ben erfüllt werden muss.
Eleonore Mühlbauer: „Wir wollen ge-
meinsam eine Vision entwickeln, wie 
wir den Menschen und der Region am 
besten gerecht werden. Das Thüringer 
Ministerium für Landwirtschaft, For-
sten, Umwelt und Naturschutz wird da-
zu einen moderierten Diskussionspro-
zess mit den Menschen und Gemeinden 
vor Ort in Gang setzen.“

SPD: Sport für Kinder 
und Jugendliche 
stärker fördern
Die Fraktionen von CDU und SPD set-
zen sich dafür ein, dass Kinder und Ju-
gendliche in Thüringen künftig mehr 
Sport treiben. Sowohl dem Freizeit- als 
auch dem Leistungssport müsse von Re-
gierungsseite mehr Aufmerksamkeit 
gewidmet werden, heißt es in einem 
gemeinsamen Antrag der Fraktionen. 
Die unentgeltliche Nutzung von öffent-
lichen Sportanlagen sei ein wichtiger 
Baustein für mehr sportliche Betätigung 
der jüngsten Thüringer.
Beide Fraktionen fordern die Landesre-
gierung unter anderem dazu auf, für 
bessere außerschulische Angebote zu 
sorgen. Sportvereine seien hierfür ver-
lässliche Ansprechpartner. Dafür müs-
se auch die Zusammenarbeit zwischen 
Kindergärten, Schulen und Sportverei-
nen intensiviert und regelmäßig über-
prüft werden, welche Qualität Sportkon-
zepte in Kindergärten und Schulen ha-
ben. Bei der Begabtenförderung soll die 
Einbeziehung hauptberuflicher Trainer 
künftig eine noch größere Rolle spielen.

B ü rg e r m e i ste r-Sti chwa h l

Kritik an 
Innenminister
„Wenn der Regierungsentwurf verab-
schiedet wird, haben wir den Koaliti-
onsvertrag in dieser wichtigen Frage 
1:1 umgesetzt.“ Das sagte SPD-Frak- 
tionsvorsitzender Uwe Höhn im Vor-
feld des Februar-Plenums. Dort stand 
die Änderung des Thüringer Kommu-
nalwahlgesetzes auf der Tagesordnung 
stand. Somit sei gesichert, dass die 
Stichwahl bei den Bürgermeisterwah-
len 2012 in den großen kreisfreien 
Städten zur Anwendung komme. „Das 
ist für uns ganz entscheidend“, so 
Höhn. Mit Blick auf die in diesem Jahr 
anstehenden Bürgermeister-Wahlen 
sprach Höhn von einem Wermutstrop-
fen, sei doch ein Großteil der Wahlter-
mine bereits von den Behörden festge-
setzt worden. Somit gelte altes Recht.
In diesem Zusammenhang kritisierte 
der Fraktionsvorsitzende die Arbeits-
weise des Innenministeriums in Sa-
chen Stichwahl. „Innenminister Huber 
(CDU) hatte der Koalition und dem Ka-
binett verbindlich zugesagt, dass die 
Wiedereinführung der Stichwahl für 
die Bürgermeisterwahlen 2010 wirk-
sam werden kann.“ Allerdings habe 
das Landesverwaltungsamt per Mit-
teilung vom 22. Januar 2010 diese Ab-
sicht unterlaufen, indem es die Rechts-
aufsichtsbehörden lediglich darauf 
hingewiesen habe, dass ein „Hinweis 
auf mögliche Wiedereinführung der 
Stichwahl unschädlich“ sei. 
Höhn: „Dies ist ein immenser Vertrau-
ensverlust für die Arbeit der Koalition, 
bei der man sich auf Vereinbarungen 
verlassen können muss. Es ist kein gu-
tes Zeugnis für den Innenminister, 
wenn er entweder vom Vorgehen des 
Landesverwaltungsamtes nichts 
wusste oder aber - wenn er es wusste - 
dies billigend in Kauf nahm.“

Hilfe für Haiti aus Gotha
Abgeordneter Hey sammelte 4000 Euro für Erdbebenopfer


